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Der Prozeß gegen Friedrich Flick und weitere leitende Mitarbeiter des Flick­
Konzernes zählt zu den sogenannten Nürnberger Nachfolgeprozessen, die 
nicht mehr vor dem Internationalen Militärtribunal verhandelt wurden, son­
dern vor einem „US-Military" Tribunal. Er endete für Flick mit einer ?jähri­
gen Haftstrafe, die er bis August 1950 absitzen mußte; für zwei weitere Mit­
angeklagte endete das Verfahren mit Haftstrafen von 5 und 2 ½ Jahren. 
Drei weitere Beschuldigte wurden freigesprochen. Es war das erste von drei 
Verfahren gegen Repräsentanten der Privatwirtschaft (neben Flick u.a. -
Fall 5 - das Verfahren gegen Krupp u.a. - Fall 10 - sowie das Verfahren 
gegen Direktoren der IG-Farben - Fall 6 -). Diese Prozesse waren bereits 
1946/47 auch auf seiten der amerikanischen Besatzungsmacht umstritten, 
da es sich „um gute Industrielle und Bankiers" handle, die dringend ge­
braucht würden (S. 21). Weitere Wirtschaftsgrößen der NS-Zeit wurden 
schließlich im Wilhelmstraßenprozeß (Fall 11) verurteilt. 

Gleichwohl kam es zur Anklage, die allen Beschuldigten des Flick-Verfah­
rens auf Grundlage des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 vom 20.12.1945 den Vor­
wurf von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
machte. Die Beschuldigungen wurden daran festgemacht, daß die Unter­
nehmen des Flick-Konzernes Zehntausende gepreßte Fremdarbeiter, KZ­
Insassen und Kriegsgefangene beschäftigt hatten und sich aktiv um diese 
Arbeitsklaven bemüht hätten. Den Verantwortlichen des Konzernes zuge­
rechnet wurde die Tötung und die unmenschliche Behandlung der in den 
Unternehmen des Flick-Konzernes beschäftigten Zwangsarbeiter. Ergänzt 
wurde die Anklage um die Vorwürfe der Plünderung in den von der Wehr­
macht eroberten Gebieten und der Beteiligung an „Arisierungen". Ein spe­
zieller Anklagepunkt betraf nur Flick und Steinbrinck in ihrer Rolle als spen­
denfreudige Mitglieder des „Freundeskreises des Reichsführers der SS Hein­
rich Himmler", da sie auf diesem Wege die Verbrechen der NSDAP und 
der SS speziell durch Geldzahlungen unterstützt hätten. Es war im übrigen 
eine Flicksche Spendenpraxis, die nicht erst mit Hitlers Machtantritt 
begann und - wie der Flick-Parteispenden-Skandal des Jahres 1982 ausweist 
- in der Bundesrepublik großzügig fortgesetzt wurde.

Gewiß hatten Flick und seine Mitangeklagten nie unmittelbar selbst „Hand 
angelegt". Sie waren Prototypen des Schreibtischtäters, dessen Hände auf 
dem Tisch liegen, wenn die von ihm angestifteten, unterstützten und durch­
gestellten unmittelbaren Verbrechen exekutiert wurden. 

Die Autorin schildert zunächst en detail die Vorgeschichte, beginnend mit 
den Vorstellungen der Alliierten über die Bestrafung von Kriegsverbrechern 
während des Krieges, die Rechtsgrundlagen, die Vorbereitung und Aus­
führung des Prozesses. Zwei weitere umfangreiche Kapitel rekonstruieren 
die die Nürnberger Verfahren begleitende juristische Diskussion zur 
Rechtsnatur der Verfahren, zur Zuständigkeit alliierter Gerichte und die 
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zentrale Frage des Rückwirkungsverbotes. Die Darstellung endet mit einer 
„Rezension" des Flick-Urteiles und einem Abriß der zeitgenössischen und 
späteren publizistischen Auseinandersetzung um die Verurteilung von 
Flick u.a. 

Konsequent bettet die Autorin ihre Darstellung in den historischen Kon­
text ein - den bereits deutlichen Zerfall der Anti-Hitler-Koalition, den die 
Verteidiger ausgiebig zu nutzen wußten und der schließlich 1951 dazu führte, 
daß der amerikanische Hochkommissar für Deutschland, John McCloy, im 
Gnadenakt nahezu alle in Landsberg einsitzenden Kriegsverbrecher in Frei­
heit setzte. Deutlich wendet sie sich indessen gegen DDR-Interpretationen, 
die das milde Urteil vom Dezember 1947, von seiten der Ankläger als Nie­
derlage begriffen, als Ergebnis „politischer Direktiven" darstellen, denen 
sich die Richter unterworfen hätten. Resümierend formuliert sie: ,,Das Ver­
fahren gegen F. Flick u.a. war ein Prozeß und nicht Politik in justizförmi­
gem Gewand. 

Die Arbeit von Frau Jung ist nicht nur als zeitgeschichtliches Werk inter­
essant und lesenswert. Ohne daß die Autorin es selbst zum Thema macht, 
springt dem Leser unübersehbar ins Auge, wie nahezu identisch die recht­
lichen und politischen Argumentationsfiguren sind, mit denen um die straf­
rechtliche Ahndung von DDR-Staatskriminalität gestritten wird. 

Dazu zählen folgende Rechtfertigungen: 

- Es seien Prozesse, die nicht dem Vollzug der Gerechtigkeit dienen, son­
dern es seien politische Prozesse mit einem ad hoc geschaffenen Recht,
die der Ausübung politischer Macht und Gewalt dienen.

- Bestritten wird die Jurisdiktionsbefugnis der Gerichtshöfe - damals wie
heute ausgedrückt im Begriff der Siegerjustiz.

- Erhoben wird der Vorwurf, daß gegen das Rückwirkungsverbot, also gegen
den Grundsatz „nulla poena sine lege" verstoßen werde.

- Es sei Zeit, Schluß zu machen mit der Diskriminierung von Deutschen
und einer Rechtspraxis, deren Grundlage von dem Willen zur Rache und
zur Vergeltung diktiert worden ist.

- Argumentiert wird, daß das, wofür man sich heute verantworten soll, zuvor
geltendes Recht gewesen sei, dem man sich nur um den Preis der Gefahr
für Leib und Leben hätte entziehen können.

- Schließlich: In diesen Prozessen säßen nicht nur die Angeklagten, son-
dern ganz Deutschland (oder alle DDR-Bürger) auf der Anklagebank.

Es scheint, daß es nur ein begrenztes Repertoire an Argumentationsfigu­
ren gibt, die herhalten können, Systemtäter politisch und strafrechtlich zu 
verteidigen. So greifen heute Apologeten der DDR-Staatskriminalität auf 
ein Begriffsreservoire zurück, das sie in ihrer Literatur zu Prozessen gegen 
NS-Verbrecher vierzig Jahre lang zu Recht angewidert denunziert haben. 

Die Studie von Jung schärft somit auch den Blick für aktuelle rechtspoliti­
sche Auseinandersetzungen. 

Falco Werkentin, Berlin 
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